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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung für 
das Jahr 1970 der in Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG über die Bedingungen für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft vorgesehenen Frist. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verlängerung für das Jahr 1970 der in Artikel 20 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG über die Bedingungen für die 
Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft vorgesehenen Frist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Fe- 
bruar 1964 über die Bedingungen für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft 1 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnungen (EWG) Nr. 728/70 2 ) und 729/70 3 ), 
sind Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus 
dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, der Kommission 
alljährlich bis zum 1. Oktober vorzulegen; die Kom- 
mission muß bis zum 31. Dezember des folgenden 
Jahres eine Entscheidung in der Sache selbst treffen. 
Durch Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1534/69 
des Rates vom 29. Juli 1969 über die Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für das 
Jahr 1970 4 ) wurde die Frist für die Einreichung der 
Anträge für das Jahr 1970 für die Hälfte der Vor- 
haben bis zum 15. Dezember 1969 und für die 
übrigen Vorhaben bis zum 31. März 1970 verlängert. 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr. 1534/69 be- 
schlossene Fristverlängerung und der vorhandene 
Rückstand bei den Entscheidungen für das Jahr 1969, 
die dazu geführt haben, daß mit der Prüfung der 


Vorhaben für das Jahr 1970 erst mit einer Ver- 
spätung von zehn Monaten begonnen werden kann, 
macht es notwendig, den Zeitpunkt, bis zu dem 
die Kommission eine Sachentscheidung treffen muß, 
hinauszuschieben - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Zeitpunkt, zu dem die Kommission nach Ar- 
tikel 20 Absatz 1, erster Unterabsatz der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG über die Anträge auf Gewäh- 
rung von Zuschüssen aus dem Fonds, Abteilung Aus- 
richtung, für 1970, die ihr innerhalb der in Artikel 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1534/69 festgesetzten 
Fristen vorgelegt wurden, entscheiden muß, wird 
auf den 31. Dezember 1971 verschoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 9 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 189 
vom 2. August 1969, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. über die für das Jahr 1969 eingereichten Anträge 
auf Zuschüsse hat die Kommission im Oktober 
1969, im März, im Juli und im Oktober 1970 ent- 
schieden. Infolge des Personalmangels wurden 
diese Entscheidungen mit einem Rückstand von 
zehn Monaten getroffen. Die Abteilung Ausrich- 
tung konnte sich deshalb erst ab Oktober 1970 
mit der Prüfung der für 1970 eingereichten Zu- 
schußanträge befassen. 

2. Für das Jahr 1970 werden die Arbeiten umfang- 
reicher sein als für 1969, da eine Erhöhung der 
Anzahl der Zahlungen sowie neue Aufgaben zu 
erwarten sind: 

a) Für das Jahr 1970 müssen 832 Vorhaben ge- 
prüft werden für einen Betrag von 160 Mio. 
RE. Dieser Betrag ist gleich dem von 1969. 

b) Die Anzahl der Zahlungen steigt in dem 
Maße an, wie die Kommission ihre Entschei- 
dungen trifft. Im Juli 1969 hatte die Kom- 
mission für 998 Anträge Zuschüsse aus dem 
Fonds, Abteilung Ausrichtung, in Höhe von 
188,7 Mio. RE gewährt; im Oktober 1970 hat 
sie für 1661 Anträge 348,7 Mio. RE gewährt. 
Jeder Antrag kann eine bis vier Zahlungen 
veranlassen. 

c) Im Rahmen der im Memorandum der Kommis- 
sion vorgesehenen Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur hat die Abteilung 
Ausrichtung des EAGFL bestimmte Maßnah- 
men zu finanzieren, für die die Durch- 
führungsverordnungen vorbereitet sein müs- 
sen,- die Mittel sind in Artikel 3 Absatz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 2010/68 des Rates 
vom 9. Dezember 1968 und in Artikel 3 Ab- 
satz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1534/69 des 
Rates vom 29. Juli 1969 festgelegt, zu denen 
noch die für diesen Zweck vorgesehenen 
Mittel hinzukommen, die in der dem Rat zur 


Prüfung vorliegenden Verordnung über die 
Beteiligung des EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung, für das Jahr 1971 vorgesehen sind. 

d) Die Abteilung Ausrichtung des EAGFL hat 
außerdem noch an der Finanzierung verschie- 
dener Aktionen teilzunehmen, wie die Unter- 
suchungen über die Agrarstrukturen, die Er- 
hebung über den Schweinebestand, die Er- 
zeugergemeinschaften, die Prämien für die 
Schlachtung von Kühen und die Nichtver- 
marktung von Milch und Milcherzeugnissen, 
die Prämien für die Rodung von Obstbäumen 

3. Seit 1968 wurde der Abteilung Ausrichtung des 
EAGFL - die über 23 Stellen für A- und B- 
Beamte verfügt - trotz der begründeten Anträge 
in 1968, 1969 und 1970 keine Personalverstärkung 
gewährt. 

In Anbetracht der Erhöhung des Arbeitsanfalles 
und der Unmöglichkeit, über die in 1969 vorge- 
nommenen Bemühungen zur Verbesserung und 
Vereinfachung des Prüfungs- und Beschlußver- 
fahrens hinauszugehen, ohne die Sicherheit, die 
die Gewährung von Zuschüssen durch den EAGFL 
erfordert, in Frage zu stellen, ist es für die 
Prüfung der Zuschuß anträge für das Jahr 1970 
notwendig, einen Zeitraum von 15 Monaten vor- 
zusehen und die Frist vom 31. Dezember 1970 
auf den 31. Dezember 1971 zu verlängern. Die 
Entscheidungen werden deshalb mit einer Ver- 
spätung von einem Jahr getroffen werden. 

4. Das zusätzliche in 1971 einzusetzende Personal 
wird infolge der notwendigen Einarbeitungszeit 
nicht unmittelbare Auswirkungen haben. Das 
Personal wird mit Vorrang bei der Bearbeitung 
der Zahlungsanträge eingesetzt werden, um den 
vorhandenen Rückstand abzubauen, der eine Un- 
zufriedenheit bei den Begünstigten und den 
Ministerien hervorruft. 



